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iele fortschrittliche AutorInnen
J / lehnen zurecht ab, mit der Wissen-

schaftsfreiheit ein Feudalrecht der
ProfessorInnen innerhalb der Universität
zu begründen. Stattdessen fordern sie die
drittel- oder (bei Einbeziehung der sonsti-
gen MitarbeiterInnen) sogar viertelparitä-
tische Besetzung der universitären Gremi-
en!. Sie ignorieren dabei jedoch, daß in
diesem oft so betitelten „gemeinsamen

Haus Hochschule“ tatsächlich kaum noch
gemeinsame Interessen und Tätigkeitsfel-
der von Studierenden und Lehrenden be-
stehen. Es entspricht also durchaus einem
faktischen Kern, wenn ProfessorInnen
studentische Einflußnahme auf ihre For-
schungstätigkeit anders als diejenige ihrer
ebenfalls vor allem forschenden Kolle-
gInnen als Eingriff in die Wissenschafts-
freiheit empfinden. Für die Studierenden
ist die Universität immer mehr zur unwis-
senschaftlichen Paukanstalt geworden,

woraus eben auch die Entfremdung von
der mehr oder weniger wissenschaftlichen
Tätigkeit ihrer HochschullehrerInnen
folgt.

Grundsätzlich wäre eine generelle Neu-
konzeption des Hochschulstudiums wün-
schenswert, das als Abfolge von theorie-
und praxisintegrierenden Projekten
gleichzeitig auch eine Neuverbindung von
Forschung und Lehre ermöglichen würde.
Derzeit fehlt jedoch nicht nur den politisch
Verantwortlichen jeglicher Wille hierzu,
sondern auch der Studierenden-„Bewe-
gung“ die Durchsetzungsfähigkeit. Die ri-
tualhaft vorgebrachte Forderung nach De-
mokratisierung der Hochschule schafft
aber keine Orientierung, solange ihr keine
konkrete politische Vorstellung von Uni-
versität zugrundeliegt.?

Immerhin gibt es auch im studentischen
Bereich Vorstellungen und Erfahrungen,
wie wissenschaftlich-projekthaftes Arbei-
ten auch unter den bestehenden Rahmen-
bedingungen in den Studienablauf inte-
griert werden kann. Während der Uni-
Streiks 88/89° und 93/94 hat sich eine spe-
zifisch am Studium orientierte Wissen-
schaftskultur entwickelt. Gemeint sind die
nicht nur geforderten, sondern mit teil-
weise beachtlichen Ergebnissen auch be-
reits praktizierten „autonomen Seminare“
und selbstorganierten TutorInnenprojek-
te. Hier konnten sich Studierende, ausge-
hend vom eigenen Erkenntnisinteresse,
ungegängelt von Drittmittelzwängen und
Studienplänen, mit selbstbestimmten Ar-
beitsformen wissenschaftliches Arbeiten

aneignen. Solange sich die Universität bü-
rokratisch-verkrustet der Idee des inter-
disziplinären Projektstudiums verwei-
gert, muß diese Idee eben als selbstorgani-
sierte studentische Gegenkultur entwik-
kelt werden.

Es ist bekannt, daß viele ProfessorInnen
Schwierigkeiten mit dem Wissenschafts-
begriff der „autonomen Seminare“ haben,
vor allem weil hier eigenes Interesse nicht
mit pseudo-objektiven Formulierungen
verbrämt, sondern offen bekannt wird.
Aber eben deshalb, weil Studierende aus
einer anderen (durchaus auch lernend-su-
chenden) Perspektive an wissenschaftli-
ches Arbeiten herangehen, ist eine organi-
satorische Trennung dieses Bereichs vom
traditionellen Hochschulbetrieb einstwei-
len sinnvoll.

Wer den ProfessorInnen unter Beru-
fung auf Artikel 5 III GG einen materiell
gepolsterten wissenschaftlichen Freiraum
zubilligt, kann ihn den Studierenden nicht
verweigern. Denn ein Studium ohne ei-
genständiges wissenschaftliches Arbeiten
ist kein wissenschaftliches Studium. Die
akademische Freiheit der Studierenden
kann nicht auf das Recht reduziert wer-
den, den ProfessorInnen „in gehöriger
Form“ kritische Fragen zu stellen*. Auch
die links-professorale Zubilligung eines
„Rechts auf Diskussion“ — selbstver-

ständlich nur innerhalb des von Professor-
Innen vorgegebenen Rahmens — sieht
den traditionellen Unibetrieb als Dreh-
und Angelpunkt studentischer Wissen-
schaftsfreiheit und greift damit zu kurz.

Ein angemessenes Verständnis studen-
tischer akademischer Freiheit müßte auf
eine organisatorisch-finanziell eigenstän-
dige Ausstattung der studentisch-wissen-
schaftlichen Sphäre abstellen. Das hieße,
daß ein bestimmter Anteil des Hochschul-
etats einer gesonderten Organisations-
form zu unterstellen wäre, bei der dann
die Studierenden „ausschlaggebenden“
Einfluß haben sollten und die anderen
Gruppen aufgrund ihres geringeren Stim-
menanteils vor allem beratende Funktion
hätten. Diese Gremien hätten auch we-
sentlichen Einfluß auf die Erarbeitung der
Kriterien, ob und ggf. wie Teilnahme und
Leistungen an bzw. bei derartigen Veran-
staltungen in die offiziellen. Abschlüsse
eingearbeitet werden sollen. Bei der Ab-
stimmung über die Einstellung von Tutor-
Innen müßten — analog Zur heutigen Re-
gelung bei Berufungen — alle Studierende
(etwa in der Form der Vollversammlung)

stimmberechtigt sein.
Es gäbe an der Universität also wie be-

reits heute zwei Sphären, eine professora-
le und eine studentische, der studentischen
würde aber über finanzielle und organisa-
torische Regelungen die Entwicklung ei-
ner eigenständigen Wissenschaftskultur
ermöglicht. Keine Seite wäre dabei völlig
von der anderen ausgeschlossen, auch die
wechselseitige Gremienmitarbeit kann zu
Verknüpfungen der beiden Sphären füh-
ren. Das wichtigste Band zwischen beiden
Sphären wären jedoch die wissenschaftli-
chen MitarbeiterInnen, für die eine Rege-
lung denkbar wäre, nach der sich ihre Ar-
beitszeit je zur Hälfte auf die beiden Sphä-
renaufteilen könnte. Dabei würde nicht
nur die traditionelle Sphäre wegen ihrer
größeren Methodensicherheit und profes-
stonelleren Arbeitsweise fruchtbar auf die
studentische Sphäre einwirken. Anders-
herum haben die immer wieder im studen-
tischen Bereich aufgeflammten Ansätze
zu interdisziplinärem Arbeiten gezeigt,
daß hier auch ein beachtliches Innova-
tionspotential für die Universität liegt. In-
sofern liegt in der Anerkennung der stu-
dentisch-wissenschaftlichen Sphäre auch
ein Schritt zur Überwindung dieser nicht
zwingenden Trennung.

Um das eigene Selbstverständnis und
Selbstbewußtsein zu demonstrieren, sollte
schon heute von der Universität finanziel-
le und organisatorische (Räume !) Unter-
stützung eingefordert werden — auch
wenn die wissenschaftliche Anerkennung
einer eigenständigen studentischen Wis-
senschaftsfreiheit sicher erst die Folge

wirklich massenhafter studentischer Pra-
xis sein wird.
Christian Rath lebt als Doktorand in
Freiburg
Anmerkungen
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und Viertelparität, Juristische Schulung
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papier“ des „studentischen Bildungsgipfels“
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u er Sozialistische Deutsche Studen-

D+ (SDS) gilt im heutigen

linken Geschichtsbild als der we-

sentliche organisatorische und theoreti-

sche Träger der BRD-Jugendbewegung in

den Jahren 1966ff.
Soweit Ursachenforschung für diesen

kurzen, aber irreversiblen Einbruch in die

damalige heile Wirtschaftswunderwelt

betrieben wird, bleibt die entscheidende

Voraussetzung für den Erfolg des SDS

meist unberücksichtigt. Zwanzig Jahre

lang betrieben die AktivistInnen des SDS

geduldig theoretische und praktische Auf-

bauarbeit in dem Bereich, der für sie das

eigentliche Betätigungsfeld war, der

Hochschulpolitik. In den sechziger Jahren

entwickelte dann die Verbindung zwi-

schen radikaler Gesellschaftskritik mit

hochschulpolitischen Neuansätzen eine

nie mehr erreichte Dynamik. Grund ge-

nug, die Frage zu stellen, ob der desolate
Zustand der Linken heute und ihre nahezu

vollständige Ignoranz gegenüber der
Hochschule als Ort gesellschaftlicher

Auseinandersetzung etwas miteinander zu
tun haben.

Auf der 22. Delegiertenkonferenz des
SDS am 5. September 1967 in Frankfurt/
Main formulierten Ernst Krahl und Rudi
Dutschke in ihrem Organisationsreferat
den Bezug der Politik des SDS zur Univer-
sität so:

„Die revolutionären Bewußtseinsgrup-
pen, die auf der Grundlage ihrer spezifi-
schen Stellung im Institutionswesen eine
Ebene von aufklärenden Gegensignalen
(...) setzen können, benutzen eine Metho-
de des politischen Kampfes, die sie von
den traditionellen Formen politischer
Auseinandersetzung prinzipiell unter-
scheidet. (...) Der städtische Guerillero ist
der Organisator schlechthinniger Irregu-

larität als Destruktion des Systems der re-
pressiven Institutionen (...). Die Univer-
sität bildet seine Sicherheitszone, genauer

gesagt, seine soziale Basis, in der und von

der er den Kampf um den Mensagroschen
und um die Macht im Staat organisiert. “'

In Vietnam waren die USA zu diesem
Zeitpunkt bereits zu Flächenbombarde-

ments übergegangen, seit 1966 gab es eine

große Koalition in Bonn, die gerade die

Notstandsgesetze plante, drei Monate zu-

vor war in Westberlin der Theologiestu-

stration von einem Polizisten hinterrücks

erschossen worden — und die beiden pro-

filiertesten Vertreter der Protestbewe-

gung riefen zum „Kampf um den Mensa-

groschen“ auf?
Fangen wir von vorne an: Nach seiner

Gründung am 2. September 1946 in Ham-
burg bis zum Rausschmiß durch den Un-
vereinbarkeitsbeschluß 1961 war der SDS
vor allem die Nachwuchsorganisation der
sozialdemokratischen Intelligenz, der
SPD nicht so verpflichtet wie die Jusos,
aber stets parteinah?. Besonders aufmüp-
fig war der SDS damals noch nicht, eher
zerrissen von Parteiräson einerseits und

 

* DieserBeitrag erschien zuerst in Faust 1/92.
Für Forum Recht wurde erüberarbeitet.
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dem Versuch, nicht in die antikommuni-
stische Hetze einzustimmen, die erforder-
lich war, um nicht als „von Moskau fern-

gesteuert“ diffamiert zu werden. 1947
verabschiedete der Verband allerdings ei-
nen Unvereinbarkeitsbeschluß für SED-
Mitglieder, 1955 bekräftigte man:

„Für den SDS als Organisation sind die
stalinistischen Organisationen weder Ge-
sprächs- noch Verhandlungspartner.“?

Gemeint war die FDJ. Trotzdem war
man verdächtig, weil man nicht bereit
war, vom falschen Glauben vorbehaltlos
abzuschwören, sondern immer mit Inter-

esse an die „realsozialistischen“ Länder
herantrat.

1958 hatte der SDS erstmals einen „lin-
ken“ Vorstand, d.h. die Leute dort mach-

ten Politik, ohne den SDS automatisch als

Sprungbrett für die Parteikarriere zu be-
trachten. Als man ein Jahr später dazu auf-
rief, Verhandlungen mit der DDR über ei-
nen Friedensvertrag in die Wege zu leiten,   
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war der SDS endgültig untragbar gewor-
den. Mit „Pankow“ wurde 1959 nicht ver-
handelt.

Bei dem Versuch, mehrheitsfähig zu
werden, schmiß die SPD alles über Bord,
was nur entfernt nach Sozialismus aussah.
Die Entfernung der kritischen Intelligenz
aus ihren Reihen war der letzte Akt eines
langwährenden Anbiederungsprozesses
an die CDU, dessen nachhaltigstes Ergeb-
nis das Godesberger Programm war.

Daß der SDS nach dem Hinauswurf, der
den Verlust von vielen AktivistInnen, der
Geldgeberin und des bisherigen politi-
schen Bezugsrahmens bedeutete, nicht
völlig planlos durch die politische Land-
schaft eierte, sondern sogar Boden ge-
wann, war in erster Linie einem Umstand
zu verdanken.

Die Hochschuldenkschrift

1961 erschien die „Hochschuldenk-
schrift“, eine präzise und umfassende
Analyse von Hochschule und Wissen-
schaftsbetrieb auf marxistischer Basis,
Ergebnis zehnjähriger Diskussionen und
einer systematischen Fortbildung von Stu-
dentInnen, weniger spektakulär als die oft
dem Tageskalkül entstammenden Aktio-
nen und Kongresse, langfristig jedoch von
enormer Sprengkraft.

Bereits 1952 stellte man fest:
„Studium ist Arbeit und ist als solche zu
bewerten. Die Gesellschaft hat die Vor-
aussetzungen für diese Arbeit zu schaf-
fen.“*

Konsequenterweise folgte 1961 in der
Hochschuldenkschrift die Forderung nach
einer adäquaten Bezahlung dieser Arbeit.

„Das Studium ist ein Ausschnitt aus
dem gesamten Arbeitsprozeß der Hoch-
schule, dessen Ergebnisse — wissen-
schaftliche Erkenntnisse und wissen-
schaftlich ausgebildete intellektuelle Ar-
beitskraft — Grundvoraussetzungen für
die Aufrechterhaltung und dynamische
Ausweitung des gesamtgesellschaftlichen
Produktionsprozesses sind. “°

Die Voraussetzung für derartige Er-
kenntnisse, die Zerstörung des bürgerli-
chen Wissenschaftsbegriffs mit seiner
Ideologie der vorgeblichen Zweckfrei-
heit, wurde in den Jahren 1955-58 ge-
schaffen. 1961 formulierte man:

„Das Streben nach wissenschaftlicher
Erkenntnis [wurde] zur ‚Wissenschaft als
Beruf‘ — zum Beruf allerdings in einer ka-
pitalistischen Industriegesellschaft und
geprägt von deren Arbeitsverhältnissen.
(...) Die Industrialisierung der Hochschu-
le, ihre Verwandlung in eine administrati-
ve Einheit von zahlreichen Forschungs-
und Ausbildungsbetrieben war zwangs-
läufig und ist irreversibel. Dieser Prozeß,
der noch nicht völlig abgeschlossen ist,
wird ständig weitergetrieben a) durch den
Bedarf von Industrie und Technik an der
Verwendung und Anwendung aller nur er-
reichbaren Forschungsergebnisse der
technologischen und naturwissenschaftli-
chen Betriebe, deren Anwachsen wieder-

um die geisteswissenschaftlichen Institute
in ihrer Funktion als Hilfs- und Ergän-
zungseinrichtung für die Naturwissen-
schaften verstärkt, b) durch den Massen-
bedarf an wissenschaftlich ausgebildeten
Fachkräften für immer weitere Bereiche
des Berufslebens. “®

Sehr viel weiter ist die hochschulpoliti-
sche Diskussion auch heute nicht, die Ein-
flüsse der Frauenbewegung auf das akade-
mische Leben und dessen Analyse ausge-
nommen. Heutige Beiträge zum Thema
sind nur in Ausnahmefällen so präzise und
kritisch. Keine Ausnahmen sind das
Grundlagenpapier des studentischen Ge-
gengipfels in Bonn vom Juni 1993 und der
Beitrag von Nitsch in „Hochschulstruktu-
ren“’, beides Äußerungen von Gruppie-
rungen, die sich als fortschrittliche Alter-
nativen zu den herrschenden Hochschul-
politikerInnen verstehen.

Dem SDS ging es nicht nur um die Ana-
Iyse, praktische Maßnahmen standen zu-
nächst im Vordergrund. Erklärtermaßen
war 1946 bei der Gründung das Ziel, eine
erneute Eroberung der Hochschulen
durch reaktionäre Gruppen zu verhin-
dern. Es war das einzige verbindende Ele-
ment zwischen Leuten aus KPD, SPD und
Antifa-Ausschüssen, zwischen Trotzkist-
Innen und unabhängigen Linken.

Muffunterden Talaren

Um die befürchtete Vormacht der
Corps und Burschenschaften zu bekämp-
fen, besetzte der SDS in den fünfziger Jah-
ren Paukböden? und agitierte gegen die
Mensur als martialischen Ritus reaktionä-
rer Männerbünde. Seine Beteiligung an
der Aktion „Ungesühnte Nazijustiz“ war
1961 ein erster Schritt, die Talare vom
Muff aus 1000 Jahren durchzulüften.
Zahlreiche Richter wurden als Beteiligte
am Massenmord des Hitlerregimes ent-
larvt, wenige Jahre später kamen die Pro-
fessoren dran, die sich selbstverständlich
als zweckfrei Forschende von jeglicher
Schuld oder Verantwortung für die Kon-
sequenzen ihrer „Wissenschaft“ freispra-
chen. Heute, wo die Täter von einst ent-
weder längst in Rente oder auf dem Fried-
hof sind und die Bundesregierung 1989
höchstpersönlich eine Ausstellung über
Justiz im NS veranstaltete, kann man sich
die Wirkung dieser Aktionen kaum vor-
stellen. Sie waren — noch vor den großen
Nazi-Prozessen — der erste freiwillige
Versuch, die verbrecherische Vergangen-
heit Deutschlands öffentlich zu machen.
Entsprechend verhaßt machten sich die
NestbeschmutzerInnen damals.

Auch bei der Hochschulpolitik suchte
man im SDS immer nach Möglichkeiten,
die gewonnenen Erkenntnisse praktisch
umzusetzen. Dabei waren für ihn Asten
und Fachschaften die eigentlichen Träger
der notwendigen hochschulinternen und
damit verbundenen gesellschaftlichen
Veränderungen.

„Wenn dennoch weitgehend Desinter-
esse an der Arbeit der Studierendenvertre-
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tung vorherrscht, so müssen zusätzliche
Gründe dafür auch an der mangelnden Fä-
higkeit und dem fehlenden Willen vieler
Studentenvertreter gesehen werden, die
nächstliegenden realen Interessen zu er-
kennen und wirksam zu vertreten. Sind
doch diese Studentenvertreter zum Teil
ebenfalls durch die Schule des traditionel-
len Bildungshumanismus gegangen. Ge-
rade bei Studentenvertretern wirkt sich
das dadurch vermittelte Gesellschaftsbild
besonders verhängnisvoll aus, als sie ent-
weder aus einem besonderen Führungsan-
spruch sich über die Masse der Studenten
erheben, andererseits aber nicht bereit
sind, die ‚materialistischen Interessen‘ der
Studenten wirksam zu vertreten. “?

Jene „materialistischen Interessen“ und
die Hochschule waren für den SDS in den
sechziger Jahren aber nur ein Teil seines
Betätigungsfeldes.

Schon zu Beginn des Jahrzehnts — lange
vor der Geburt des Internationalismus aus
dem Geist der Vietnambewegung —leiste-
te er aktive Unterstützung für die Unab-
hängigkeitsbewegung in Algerien. Er er-

ledigte Kurierdienste und war Anlaufsta-

tion für Leute, die aus Frankreich ver-

schwinden mußten. Die ganze Bandbreite
seiner politischen Arbeit findet sich in der

ab März 1960 herausgegebenen Zeit-

schrift neue kritik wieder. Themen waren

die Situation der Länder in der Dritten

Welt, der wieder sich an die Öffentlichkeit

wagende Antisemitismus oder die große
Koalition ebenso wie alle Aspekte der

Hochschulpolitik, vom Wohnheimplatz

bis zum Studium ohne Abitur. Politik an

der Universität und außerhalb davon wa-
ren Teil einer emanzipatorischen Bewe-
gung.

1970 zeigte sich, daß viele der APO-
AktivistInnen im Herzen Sozialdemokrat-

nach der freiwilligen Selbstauflösung des

SDS den Zeitpunkt gekommen, zu den Ju-

sos zu gehen und dort konstruktiv das Mo-

dell Deutschland mitzugestalten. Das

Scheitern dieser Blütenträume und die tä-

tige Mithilfe der ehemaligen Revoluzzer-

Innen bei der Verwandlung von Brandts

„Mehr Demokratie wagen“ in Schmidts

Projekt einer vagen Demokratie ist das

Trauma, das viele Linke heute jede Form

von Realpolitik fürchten läßt wie den Teu-

fel das Weihwasser.
Ursache für den Niedergang nach 1970

war außerdem die freiwillige Abkehr von

der eingangs zitierten „sozialen Basis“ an

der Uni. Anstatt die Zweischneidigkeit je-

ner fröhlichenWissenschaftspolitik her-

auszuarbeiten, zog man jenseits der SPD
auf der Suche nach dem Proletariat in die

Fabriken, spaltete sich unentwegt,

wurschtelte dogmatisch vor sich hin und
ließ die Uni Uni sein. Als 1974 das Bun-

desverfassungsgericht sein Mitbestim-
mungsurteil erließ, waren keine studenti-

schen Vertreterinnen zugegen, das Anlie-

gen der Viertelparität wurde von derBun-

desassistentenkonferenz vertreten, die

APO-Generation, vier Jahre älter."

 

  

 

Die Hochschule als politischer Ort ist
nach überwiegendem linkem Selbstver-
ständnis zur Zeit völlig unwichtig. Von
den fünf Texten, die die ehemalige diskus-
Redaktion in ihrem 450 Seiten starken
Reader zum Abschnitt „Hochschulrevolte
und Hochschulreform“ zusammengefaßt

hat, heißen zwei „Zerschlagt die Univer-
sität“ bzw. „Hauts die Uni zamm“. Nichts
illustriert die Desorientierung der radika-
len Linken beim Thema Hochschulen heu-
te besser. Nachdem der Neugiereffekt ab-
geklungen ist, gibt es auch praktisch keine
Kommunikation mehr zwischen Ost- und
WeststudentInnen. Es ist höchste Zeit, ei-
ne radikale Kritik des Wissenschaftsbe-

punkt wird für eine umfassende theoreti-
sche Durchdringung gesellschaftlicher
Machtverhältnisse.

Voraussetzung für eine Wiedererobe-
rung der Hochschulen als Ort für grundle-
gende Gesellschaftskritik und -verände-

 

Diese Analyse sollte verknüpft werden
mit einem Pragmatismus in Alltagsfragen,

Umsturz ausgibt („return of the Mensa-
groschen“), und einen gehörigen Abstand
zum Drauflosreformieren behält, um
nicht wieder den Technokratinnen ins of-
fene Messer zu laufen und zum Handlan-
ger der systemkompatiblen Modernisie-
rung zu werden. Der SDS ist mausetot, ei-

ne „Wieschönwarendochdiesechziger“-
Nostalgie wäre fatal. Es geht um die kriti-
sche Aneignung seiner praktischen und
theoretischen Ansätze, um die Verbin-
dung radikaler Kritik an Hochschule und

Gesellschaft unter den völlig veränderten
Bedingungenjetzt.
Ralf Oberndörfer ist Mitarbeiter der

und wartet derzeit in Berlin auf seine

Referendariatsstelle.
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Personal

schule werden wissenschaftliche
MitarbeiterInnen und „Hilfskräfte“

befristet eingestellt, so daß bei Vertrags-
verlängerung sogenannte Kettenarbeits-
verhältnisse entstehen.

Diese verlängerten Probezeiten führen
zur erhöhten Abhängigkeit von der Pro-
fessorInnenschaft, die mithin von der Op-
tion, dem wissenschaftlichen Nachwuchs
das Duckmäusertum anzutrainieren, be-
kanntermaßen nicht ohne Erfolg Ge-
brauch macht. Dem gegenüber belegen in
der Regel Dauerarbeitsverträge in Groß-
britannien und Japan die angebrachte Al-
ternative'.

Zur allgemeinen Verständlichkeit sind
im weiteren, soweit sich aus dem Sachzu-
sammenhang nichts anderes ergibt, wis-
senschaftliche MitarbeiterInnen solche
nach dem Bundesangestelltentarifvertrag
(BAT). Davon abzugrenzen seien studen-
tische Beschäftigte und wissenschaftliche
„Hilfskräfte“ (mit Abschluß).

I n der Grauzone Arbeitsmarkt Hoch-

Hochschulfristvertragsgesetz —
verfassungswidrig?

Durch das Hochschulfristvertragsge-
setz (HFVG)? wurden die 88 57a-f in das
Hochschulrahmengesetz (HRG) eingefügt
und damit eine Epoche einer wahren Dau-
erbefristungsorgie eingeläutet.

Mit der alten und außerhalb des HFVG’
geltenden BAG-Rechtsprechung zu $ 620
BGB ist eine Befristung unzulässig, wenn
der Zweck des Kündigungsschutzes um-
gangen wird und aus Sicht verständiger

Vertragsparteien kein sachlicher Befri-
stungsgrund vorliegt’. Begrenzte Haus-
haltsmittel z.B. sind im Gegensatz zur be-
grenzten Ausweisung von Haushaltsstel-
len kein sachlicher Grund’. Hingegen be-
gründet eine Weiterqualifizierung zur
Promotion eine Befristung, deren Dauer
jedoch angemessen sein muß. Dies gälte
im übrigen auch für studentische TutorIn-
nenstellen.

Scheinbar fordert auch $ 57b HRG ei-

nen „sachlichen“ Befristungsgrund, der

aber aufgrund der Legaldefinition immer
konstruierbar ist. Beispielhaft genannt
seien die Dienlichkeit zur beruflichen Bil-
dung, die Befristung von Haushaltsmitteln
oder der Erwerb von besonderen Kennt-
nissen.

Dem entgegen sind die Sonderregelun-

gen für Zeitangestellte, Angestellte für

Aufgaben von begrenzter Dauer und für

Aushilfsangestellte — Anlage 2y — zum

BAT der BAG-Rechtsprechung nachge-

bildet. .
Wegen der steigenden Studierenden-

zahl auch vor 10 Jahren wurden Lehr- und

sonstige Daueraufgaben ausgebaut, so

daß zahlreiche Entfristungsprozesse Er-

folghatten.
Die ArbeitgeberInnen strebten anfangs

eine Änderung der SR 2y BAT an, bevor-
zugten dann aber den Ausweg desHFVG.

Dies ist ein bisher einmaliger Eingriff in

die durch Art. 9 III GG geschützte Tarif-
autonomie. Bezeichnend ist, daß förmli-
che Tarifverhandlungen nicht geführt
wurden, da die Tarifpartei Bundesrepu-

blik Deutschland den bestehenden Tarif-
vertrag nicht gekündigt hat. Sie ist in die
Rolle des hoheitlich wirkenden Gesetzge-
bers geschlüpft und hat eine gesetzliche
Korrektur des ungeliebten Tarifwerkes
verfügt: Das ist so offenkundig Zwangs-
schlichtung von Tarifvorverhandlungen
per Gesetz, wie es nur der Fall sein könn-
te, und eine solche ist in der Rechtsord-
nung des Grundgesetzes verfassungswid-
rig (vgl. BVerfGE 18, 18, 30)7.

Durch die Minderung gewerkschattli-
cher Durchsetzungsfähigkeit wird das
Prinzip des funktionsfähigen Tarifver-
tragssystems verletzt. Mit der Fluktuati-
onsklausel® des HFVG wird eine Beschäf-
tigtengruppe nicht nur sozial diskrimi-
niert. Die damit verbundene existentielle
Unsicherheit bei der Berufswahl einer
wissenschaftlichen Karriere wirkt entge-
gen Art. 12 GG wie eine objektive Zulas-
sungsschranke.

Die Gegenargumentation etwa des Wis-
senschaftsrates’? (Die Ordinarien lassen
grüßen.), die auf die Wissenschaftsfrei-
heit verweist und darunter zweckwidrig
eine nicht erwiesene notwendige Wettbe-
werbsbelebung subsumiert, überzeugt
nicht, da mit der alten Regelung Arbeits-
verhältnisse hinreichend befristet werden
konnten. Ohnehin erscheint es fragwür-
dig, ob die Ausweitung befristeter Ar-
beitsverträge der Forschung überhaupt
dienlich ist. .

Die Gewerkschaften OTV und GEW
haben 1986 gegen das HFVG Verfas-
sungsbeschwerde eingelegt, über die noch
1994 entschieden werden soll.
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NichtnurHiwis ohne Tarifvertrag -

Aber auch im weiteren benehmen sich
die Arbeitsverhältnisse der genannten Be-
schäftigtengruppen geradezu vorzeitlich.
Hinter dem Begriff „Hilfskraft“ verbirgt
sich häufig eigenständige Forschungstä-
tigkeit.

Zwar geht das BAG unter Heranzie-
hung der Reichsassistentenordnung von
1940(!) nicht so weit, Promovierende als
Hilfskräfte zu bezeichnen (vgl. aber $ 53
HRG). Für eine Eingruppierung in den
BAT sei jedoch die Zuordnung zum uni-
versitären Mittelbau (BAT Ila) oder zum
wissenschaftlichen Nachwuchs’ ent-
scheidend. Diese Grenze ist heute aller-
dings nicht mehr zu ziehen und daher will-
kürlich. Entsprechend gibt es in Berlin,
Bremen, Hamburg und Schleswig-Hol-

stein die Billigausgabe wissenschaftliche
Hilfskräfte mit Abschluß nicht.

Für studentische Beschäftigte gibt es
mit Ausnahme von Berlin keinen Tarif-
vertrag.

Deren Stundenvergütungen, ebenso die
der wissenschaftlichen „Hilfskräfte“, legt

die Tarifgemeinschaft deutscher Länder

(TdL) als Arbeitgeberverband der Bun-
desländer in Form von Höchstbeträgen
(Hilfskräfte ohne Abschluß: 15,68 DM,
mit: 24,82 DM!') fest. War in den vergan-
genen Jahren noch eine jährliche Anhe-
bung zu verzeichnen, so steht für 1994 wie

Mitte der Achtziger ein Einfrieren der
Vergütung zu befürchten”.

Die Höchstbeträge entsprechen den tat-
sächlichen Stundenvergütungen. Ausnah-

men stellen Baden-Württemberg und Bay-

ern dar, in denen die Stundenlöhne zum

Teil noch nicht einmal 60% des Berliner
Tarifvertrages (17,18 DM bzw. 19,16

DM mit Zwischenprüfung) erreichen.

SindSüddeutsche wenigerfleißig?

Zumindest haben sich die Berliner
Hilfskräfte einen Tarifvertrag erarbeitet

(kündbare Beschäftigungsdauer in der Re-
gel für vier Semester, Mindestbeschäfti-
gungszeit von zehn Wochenstunden,

„Weihnachtsgeld“, 31 Tage Urlaub) Wie
kam es dazu? Stichworte sind: Kündigung

des ersten Hiwi-Tarifvertrages durch den
Wissenschaftssenator in 1985, Demo mit
20.000 Menschen”, gewerkschaftlicher
Organisationsgrad in der ÖTV von über

50%", zwei Wochen Streik.
Seit Ende 1992 liegt für die westdeut-

schen Hilfskräfte ein bereits ausgehandel-
ter Tarifvertrag auf Eis (Regel-Mindest-
beschäftigungsdauer von einem Semester,
zwei Tage Urlaub pro Monat; Vergütun-
gen in Höhe von 26,90 DM fürHilfskräfte

mit und 17,93 DM ohne Abschluß, Kin-

derzuschlag, tarifvertragliche Absiche-

rung der Vergütungsfortzahlung im

Krankheitsfall, etc.).

Ursachen der Nichtunterzeichnung der

TdL waren die Intervention insbesondere

der Billiglohnländer sowie der Hoch-

schulrektorenkonferenz (Die Ordinarien

lassen wieder grüßen.), zum einen wegen

der mittlerweile allerdings zusammenge-
schmolzenen Unterschiede zu den TdL-
Vergütungen, zum Teil auch, weil in die
Stundenvergütung von studentischen Be-
schäftigten Weihnachtsgeld eingerechnet
wurde, das nicht überall bezahlt wird.

Weihnachtsgeld ist, wie das BAG nun-

mehr entschieden'” hat, wenn es wissen-
schaftlichen Hilfskräften zugestanden
wird — und das dürfte meistens der Fall
sein —, aufgrund des Gleichbehandlungs-
grundsatzes, auch studentischen Beschäf-
tigten zu gewähren! .

Die Gewerkschaften OTV und GEW
wollen mit hoher Priorität die Verhand-
lungen für einen Hilfskräfte-Tarifvertrag
wieder aufnehmen. Da aber mittlerweile
viele Hilfskräfte-Initiativen nur noch re-
duziert oder teilweise gar nicht mehr tätig
sind, wird es für die Durchsetzung (über-
haupt) eines Hiwi-Tarifvertrages mit dar-
auf ankommen, wie sich die Betroffenen
einschalten.

Daß sich dies lohnt, hat das Berliner
Beispiel gezeigt. Da die OTV die verhand-
lungsführende Gewerkschaft, die GEW
u.a. durch Hiwi-Seminarangebote nicht
minder aktiv und eine Anbindung an den
bundesweiten Hiwi-Arbeitskreis empfeh-
lensweit sind, werden alle Hilfskräfte auf-
gefordert, sich gewerkschaftlich zu orga-
nisieren, um sich mit finanzieller und logi-
stischer Unterstützung engagieren zu kön-
nen.
Hans-Dieter Wolf, Marburg
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er kalte Wind der Restauration
D weht durch Deutschland. Die Bau-

trupps der Konservativen schwin-
gen ihre Abrißbirne mit anhaltendem Elan
gegen das, was einem an diesem Gemein-
wesen lieb sein konnte: gegen die er-
kämpften Freiheiten und die gesellschaft-
liche Solidarität, zaghaft verkörpert im
Sozialstaat.

An vielen Beispielen kann man dies illu-
strieren, hier soll es schlaglichtartig an der
Hochschulbildung geschehen. Betrachtet
man die Daten zur Entwicklung der sozia-
len Rekrutierung der Studierenden, so las-
sen sich zwei Entwicklungen konstatie-
ren, wenn man den Beruf des Vaters im in-
takten Patriarchat als Grobindikator für
die soziale Herkunft akzeptiert (s. Tabelle
1 und 2): Die fröhlichen Gründerjahre der
Republik waren gekennzeichnet durch ei-
nen faktischen Ausschluß unterer Gesell-
schaftsschichten, der Kinder aus Arbeiter-

Tabelle 1:

den Jurastudierenden fallen Besonderhei-
ten auf: Die sozial selektive Rekrutierung
zeigt sich hier noch verschärfter.

Bis Anfang der siebziger Jahre zeigt die
Öffnung der Hochschulen Wirkung. Der
Anteil der bisher unterrepräsentierten Be-
völkerungsschichten erhöht sich. Dieser
Trend hält bis Anfang der achtziger Jahre
an und kehrt sich dann um. Seit den frühen
achtziger Jahren ist die Rekrutierung der
Studierenden deutlich elitärer geworden.
Der Anteil der Kinder aus Arbeiterfamili-
en und den unteren Angestelltengruppen,
den Bevölkerungsgruppen also, die am
stärksten von der Öffnung profitiert hat-
ten, verringert sich zusehends. Dies läßt
sich bei den Arbeiterkindern durch den
abnehmenden Anteil dieser Bevölke-
rungsgruppe an den Erwerbstätigen erklä-
ren, bei den Kindern einfacher Angestell-
ter aber nicht, es sei denn man unterstellt,

daß gerade diese Gruppe sich bei wach-

werkes: In diesem vierstufigen Modell
nahm der Anteil der Studierenden aus der
niedrigen sozialen Herkunftsgruppe von
1982 bis 1991 von 23% auf 15% ab, der
Anteil aus der hohen nahm dagegen von
18% auf 26% zu.' Bei den Jurastudieren-
den zeigt sich wieder ein besonderes Pro-
fil: Die soziale Öffnung des Studiums er-
folgt zögerlicher, die folgende erneut eli-
täre Rekrutierung prägt sich deutlicher
aus. Ähnliche Zeitreihen für die Studie-
renden der DDR fehlen. Immerhin kam
aber ein größerer Anteil als im Westen aus
Arbeiterfamilien.?

Die erkämpfte gesellschaftliche Öff-
nung der Universitäten Anfang der siebzi-
ger Jahre wurde also unter konservativer
Herrschaft von einer Restauration der so-
zial selektiven Rekrutierungsmuster abge-

löst. Und die Aussichten für die Zukunft
sind düster. Hans-Uwe Erichsen, Vorsit-
zender der Hochschulrektorenkonferenz,
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familien, von kleinen und mittleren Beam-
ten und einfachen Angestellten, von der
Hochschulbildung. Das Gros der Studie-
renden kam aus den höheren Gesell-
schaftsschichten, den Familien gehobener
und leitender Angestellter, höherer Beam-
te, Selbständiger und Freiberufler. Bei

senden Angestelltenzahlen verringert.
Genaue amtliche Zahlen zur Binnendiffe-
renzierung der Angestelltengruppe liegen
aber nicht vor. Die Verschiebung der Stu-
dienbeteiligung zu Lasten der unteren
Schichten zeigt auch ein komplexeres Mo-
dell der sozialen Herkunft des Studenten-

sagt einen faktischen Ausschluß der Mit-
telschichten vom Studium voraus, wenn
das Regierungspogramm mit gesetzlichen
Regelstudienzeiten und verkürzten Frei-
beträgen beim Bafög umgesetzt wird.’

Und noch eines darf nicht vergessen
werden: Von der Bildungsmobilisierung
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profitierten neben den genannten Gruppen
auch und gerade die Frauen. Ihr Anteil
stieg von 30% 1970 auf über 40% in den
achtziger Jahren. Seitdem stagniert die
Entwicklung allerdings. Im Osten dage-
gen lag die Frauenquote bei 50%, bis zur

Wende, dann nahm sie auf Westniveau

ab.
Diese Entwicklungen sind skandalös.

Der Elan der BildungsreformerInnen der

Absicherung des Studiums die gesell-
schaftlichen Schichten, die keine akade-
mische Tradition besitzen und gerade erst
15 Jahre lang vermehrt durch die Hallen
der Universitäten schwirrten. Das hat
schlichte materielle Gründe, die offen-

sichtlich sind. Studierende Kinder sind für
viele Familien eine große materielle Bela-
stung. Es hat aber auch kulturelle Gründe:
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sechziger und siebziger Jahre entsprang
der offensichtlichen Ungerechtigkeit bei

schwer kann die Leistungsideologie wie in

anderer Bereichen, etwa bei Verteilungs-
fragen, zur Rechtfertigung vonBildungs-

privilegien herangezogen werden. Die

Behauptung, Kinder aus den genannten an

den Hochschulen unterrepräsentierten Be-

völkerungsgruppen seien eben bedeutend

dümmer als andere, geht selbst hartgesot-

tenen Konservativen nur schwer über die

Lippen. Vor allem die Schwankungen in

den letzten Jahrzehnten bei der sozialen

Zusammensetzung der Studierenden-

schaft zeigt die Bedeutung, die die gesell-

schaftliche Atmosphäre und die konkrete

Sozialpolitik für den Bildungsapparatha-

ben. Seit Beginn der achtziger Jahre ist das

Klima rauher geworden. Die Bildungs-

wünsche vieler Menschen werden als fehl-

geleitetes Anspruchsdenken skrupellos

denunziert. Bildung wird nicht mehr als

Selbstzweck verstanden, als Teil eines ge-

lungenen Menschenlebens, das Dimensio-

nen jenseits der Erwerbsarbeit besitzt,

sondern auf Berufsqualifikation reduziert.

Die Republik ist bildungsfeindlicher ge-

worden, zumindestens, wenfi eS dieMen-

ge der Menschen betrifft. Hochqualifi-

zierte Eliten werden dagegen weiter ge-

züchtet. u

Der Umschlag in derpolitischen Wet-

terlage zeigt sich einerseits in der Be-

schneidung der materiellen Absicherung

der sozial geöffneten Hochschule von der

Umstellung der Bafög auf dasDarlehens-

prinzip bis zu seinerEinfrierung bis 1996,

was angesichts der Inflationsraten auf eine

10%ige Kürzung hinausläuft. Gleichzei-

tig wird die Situation auf dem Arbeits-

markt zusehends schlechter. Auch eine

akademische Ausbildung ist keine Ar-

beitsplatzgarantie mehr.
Erwischt werden von diesen Entwick-

lungen, der Bildungsfeindlichkeit insge-

die Hochschulen sind immer noch für vie-
le Menschen eine terra incognita, die zu
erforschen kein selbstverständliches Un-

ner Institution ist, die ins Kreuzfeuer der

Kritik geraten ist und für die auch unter
den Studierenden keine uneingeschränkte
Zuneigung besteht, nämlich mit der Mas-
senuniversität. Um das in den letzten 20

Jahren zerstörte Bewußtsein der Bedeu-
tung der Bildungspolitik zu rekonstruieren
muß man sich erinnern, daß mit Bildungs-

chancen Lebenschancen verteilt werden,

sowohl in Hinsicht auf die berufliche Qua-
lifikation, als auch in Hinsicht auf die
Möglichkeit eines bewußten und über-
dachten Lebens.

Die Massenuniversität ist trotz aller ih-
rer Mängel ein Garant dafür, das diese Le-
benschancen im Bereich der akademi-
schen Bildung nicht sozial selektiv verteilt
werden.

Es lohnt sich also für die Massenuniver-
sität zu kämpfen. Nicht das Loblied des
überfüllten Hörsaales soll dabei ange-
stimmt werden, sondern der Solidaritäts-
gesang für Bildungsanstalten für die Men-
ge der Menschen, als Vorgeschmack übri-
gens auf ein Bildungssystem, das insge-
samt aus unseren hierarchischen und elitä-
ren Mustern ausbricht.
Matthias Mahlmann ist Referendar in
Berlin
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A. Juristische Ausbildung im Wandel

Die juristische Ausbildung spielte, wohl wegen ih-
rer Herrschaftsrelevanz, schon häufig eine Sonder-
rolle in der Hochschulpolitik.

In den 70er Jahren stand die fortschrittliche
Forderung nach stärkerer Verzahnung von Theorie
und Praxis der Ausbildung im Mittelpunkt. Der
Modellversuch einer Einphasenausbildung,an dem
acht Universitäten teilnahmen, stellte eine Alterna-
tive zur herkömmlichen Trennung in universitäre
Ausbildung und anschließendes Referendariat dar.
Die Beendigung der Modellversuche in den 80er-
Jahren erfolgte vor allem auf Druck der neuen
CDU/CSU-Mehrheit. Doch auch die Linke war
mit ihrem „Kind“ nicht uneingeschränktglücklich.
Zu sehr führte die sukzessive Abfolge von Theo-
rie- und Praxisphasen zu einer Verschulung des
Studiums. Auch wurde deutlich, daß die Integrati-
on von Praxisphasen nicht per se fortschrittlich ist,
sondern immer einer kritischen Begleitung an der
Universität bedarf.

Nach der erneuten Vereinheitlichung der juri-
stischen Ausbildung im alten Stil herrschte aber
nicht lange Ruhe. Unter dem Vorwand, die lange
Ausbildung in der Bundesrepublik behindere die
Konkurrenzfähigkeit bundesdeutscher JuristInnen
auf dem EG-Binnenmarkt, begann eine ganz auf
Verkürzungsgesichtspunktereduzierte Debatte. An
deren Ende setzte sich (vorerst) das „Zuckerbrot“
Freischuß gegen die „Peitsche“ Zwangsexmatriku-
lation durch, Letztlich hat der kurzfristige Erfolg
der „weichen Linie“ aber nur das Verkürzungs-
denken hoffähig gemacht und so die Akzeptanz für
Zwangsmaßnahmen gegen sog. Langzeitstudieren-
de eher gefördert.

Heute steht das Jurastudium wieder im Mittel-
punkt politischer Auseinandersetzungen. Insbeson-
dere die Beantwortung der Frage, ob das Jurastu-
dium sich noch als eine wissenschaftliche oder als
eine primär berufsbezogene Ausbildung versteht
und die Umsetzung der Novelle des Deutschen
Richtergeseizes (DRiG) vom November 1992 stel-
len eine Bedrohung für das Leitziel eines aufge-
klärt-kritischen JuristInnenbildesdar. Der Ausgang
der Auseinandersetzung ist offen und durchaus
auch im Hinblick auf die allgemeine Richtung der
Hochschulpolitik von Interesse. Wir werden unse-
re Standpunkteeinbringen.

I. Allgemeine Hochschulreform

1. Die Eckwerte von Bund und Ländern für
eine „Reform“ des Universitätsstudiums(u.a. Ver-
schulung, Sanktionen zur Studienzeitverkürzung,
Aufteilung in berufsqualifizierendes und wissen-
schaftsorientiertes Studium) sind falsch gesetzt: Im
Hinblick auf das Jurastudium sind Wissenschaftsfi-
xiertheit der Ausbildung und daraus folgende feh-
lende "Berufsbezogenheit sowie die Studiendauer
nicht dessen größte Mängel. Es besteht darüber
hinaus die Gefahr, daß die o.g. „Reform“ziele und
-mittel zu einer weiteren qualitativen Verschlechte-
rung der Juraausbildung führen und bestehende

Mängel (dazu B.) unberücksichtigtbleiben.
Die angestrebte Reform unterstützt einen

schon längerwährenden Strukturwandel der Uni-
versität, der gekennzeichnet ist durch eine ver-
stärkte Außensteuerung der Hochschulpolitik auf-
grund staatlicher Ordnungsvorgaben hinsichtlich
des „Ob“ und „Wie“ des Studierens. Auf finanzi-
eller Seite is■ dieser Strukturwandel gekennzeich-
net durch einen zunehmenden Zwang zur Drittmit-

telorientierung, der die freie Forschung und Lehre

einer Einflußnahme durch die Wirtschaft, die nicht
wünschenswertsein kann, aussetzt.

2. Die Ausbildung zu (selbst)kritischen Jurist-
Innen setzt Freiräume in einem selbstbestimmten
Studium voraus. Eine zunehmende Verschulung
und Reglementierung lehnen wir daher ab.

3. Das von den Ländern weitgehend unter-
stützte Sanktionsmodell des Eckwertepapiers (Pkt.
2.2.4.), Regelstudienzeit neun Semester, danach
Streichung eines Examensversuchs, sowie „Straf-
gebühren“ (11.Sem.) und Zwangsexmatrikulation

(13. Sem.) lehnen wir ab. Es widerspricht dem

Grundsatz des selbstbestimmten Studiums, denn

schnell studieren können gerade bei dem zeitinten-

siven Jurastudium nur diejenigen, die finanziell ab-

gesichert sind.
4. Eine Aufteilung in berufsqualifizierendes

Studium und wissenschaftliches Studium, wie sie

im Eckwertepapier vorgesehen ist, kann dem Aus-

bildungsziel des/der EinheitsjuristIn nicht gerecht

werden. In der Juraausbildung findet die Berufs-

qualifizierung im Referendariat statt. Eine Verbes-

serung der Berufsqualifizierung muß aus unserer

Sicht daher an einer Reform des Referendariats

ansetzen. Eine weitere Entwissenschaftlichung der
universitären Ausbildung durch Beschränkung auf

die von Wirtschaft und Staat verwertbaren Stu-

dieninhalte lehnen wir deswegen ab.

I. DRiG-Novelle

1. Die DRiG-Novelle vom November 1992 ist

das Ergebnis einer vordergründiggeführten Debat-

te um die Konkurrenzfähigkeitdes deutschen Juri-

stInnenstandes im europäischen Binnenmarkt. Vor-

dergründig war diese Debatte, weil die Sorgen um
die Konkurrenzfähigkeit deutscher JuristInnen nur

einen kleinen Teil des juristischen Arbeitsmarktes
(z.B. Großkanzleien und bestimmte Wirtschafts-
zweige) betrafen und betreffen. Außer acht gelas-

sen wurden dabei die Vorzüge der/des Einheitsju-
ristIn, wie auch die eklatanten Defizite der gegen-
wärtigen Juraausbildung als wissenschaftlicher
Ausbildung,die Inhalt der Reformdebatte der sieb-
ziger Jahre waren und ungelöst blieben.

2. Das Auseinanderklaffen von universitärer
Ausbildung und staatlichen Prüfungen hat zu einer
Privatisierung des Jurastudiums geführt: Ca. 90%
der JurastudentInnen treten den kostspieligen Gang
zu den Repetitorien an. Kommerzielle Examens-
vorbereitungen offenbaren das Versagen der Uni-
versität und bedeuten den Ausstieg aus der wissen-
schaftlichen Bearbeitung gesellschaftlicher Proble-
me. Das gesetzgeberische Ziel „Verkürzung der
JuristInnenausbildung“mit den Mitteln von positi-
ven und negativen Sanktionen verschärft gegen-
wärtig diese unsoziale, aber von den meisten Fa-
kultäten hingenommene Arbeitsteilung zwischen
Privatwirtschaft und Hochschule. Wir lehnen bei
der Umsetzung der DRiG-Novelle alle Maßnah-
men ab, die an der Studiendauer anknüpfen.

3. Die Stoffmenge des derzeitigen Staatsexa-
mens ist kaum zu bewältigen. Auffällig bleibt fer-
ner, daß es Jurastudierenden nur zweimal (mit
‚Freischuß‘ dreimal) möglich ist, das Staatsexamen
zu versuchen, während an anderen Fachbereichen
beliebig viele Examensversucheüblich sind.

Wir betonen, daß diebestehende Juristinnen-
ausbildung in vielen Punkten unzureichend ist. Ei-

ne umfassende Reform, die diesen Namen auch
verdient, ist daher notwendiger denn je.

Diese notwendige Reform der juristischen
Ausbildung muß sich an folgenden Grundprinzipi-
en orientieren:

I. Allgemeine Anforderungen

1. Das Ziel einer interdisziplinären Ausbil-
dung wird durch die allgemeine Rolle der Wissen-
schaften in einer immer komplexer erscheinenden

Welt vordefiniert. JuristInnen in ihrer gesellschaft-
lichen Mittlerfunktion müssen bei einer erhöhten
Ausdifferenzierung der Gesellschaft mehr denn je

befähigt sein, gleichberechtigt mit anderen kom-
munizieren zu können. Hierzu gehört zum einen
die Fähigkeit, mit ExpertInnen in anderen Wissen-
schaftsbereichen kommunizieren zu können, zum
anderen aber auch soziale Kompetenz, die in der
bisherigen Juraausbildung stillschweigend voraus-
gesetzt wurde. Als Beispiele seien hier nur natur-
und ingenieurwissenschaftliche Kenntnisse im um-

welt- und technikrechtlichen Bereich oder psycho-
logische Fähigkeiten und soziale Kompetenz in
strafrechtlichen oder sozialen Anwendungen ge-
nannt.

Daher fordern wir, daß die universitäre Aus-
bildung um interdisziplinär-wissenschaftliche An-
gebote (sowohl bzgl. Natur- als auch Geistes- und
Sozialwissenschaften) erweitert werden muß bzw.
dal} das juristische Studium hierfür verstärkt Frei-
räume bieten muß.

Darüber hinaus muß die Universität im Rah-
men ihrer Möglichkeiten Angebote zur Erlangung
sozialer Kompetenz bieten. Dies kann formell
durch gruppenorientierteLLernformen (dazu unten)
wie auch materiell, z.B. durch Übungen in Ge-
sprächsführungetc., geschehen.

2. Am Ausbildungsziel des/der Einheitsjurist-
In muß festgehalten werden. Das heißt, daß der
Abschluß als formale Qualifikation für alle juristi-
schen Arbeitsfelder erhalten bleiben soll. Dabei
lehnen wir eine Orientierung der universitären
Ausbildung an einem bestimmten juristischen Be-
rufsbild genauso ab wie eine Differenzierung der
Abschlüsse im Hinblick auf eine berufsorientierte
Spezialisierung.

EinheitsjuristIn ist nicht, wer über partielle
Kenntnisse aus allen Rechtsgebieten verfügt, son-
dern wer aufgrund seiner Kenntnisse von Grundla-
gen, Methodik und gesellschaftlichen Bezügen des
Rechis fähig ist, sich schnell und kompetent in
neue Rechtsgebiete einzuarbeiten.

3. Das Fachhochschulstudium mit rechtswis- 1.
senschaftlichem Bezug, wie es gegenwärtig in Lü-

neburg und Hamburg aufgebaut wird, kann als
hochgradig berufsbezogene, verschulte und spezia-
lisierte Ausbildung die unter 1. und 2. genannten
Ausbildungsziele nicht gewährleisten. Bedenklich

ist vor allem dessen starke Verschulung. Wer an

der Uni zur SchmalspurjuristIn wird, ist selbst

schuld und nutzt die akademische Freiheit nicht.

An der Fachhochschule gibt es diese Freiheit aber

kaum noch, Solite sich das FH-Konzept durchset-
zen, werden die staatlichen Gelder auch dorthin

umgelenkt. Wir sehen die Gefahr, daß sich die

derzeitigen Jura-FH-Modelle nicht mit einem Ni-

schendasein begnügen. Vielmehr zeigen die Auße-
rungen der InitiatorInnen, daß die Projekte, sobald

ein entsprechender rechtlicher Rahmen gegeben
ist, anstreben, zu einem „vollwertigen* Ersatz für
die bestehende Form deruniversitären juristischen
Ausbildung zu werden. 
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II. Reform der universitären Ausbildungsstruktur

1. Das bisher auf Vorlesungen fixierte Studium
muß von Grund auf umstrukturiert werden. Dabei
muß dem Lernen in Projekten große Bedeutung zu-
kommen. In den einzelnen Projekten, deren Länge

nicht mit der Dauer eines Semesters übereinstinnmen
muß, sollen Lebenssachverhalte aus verschiedenen ju-

ristischen Perspektiven unter Einbeziehung komple-
mentär-wissenschaftlicher Erkenntnisse bearbeitet wer-
den. Didaktisch ist ein Wandel vom Frontalunterricht
hin zu diskursorientiertem Lernen erforderlich. Durch
eine Umschichtung z.B. der Lehrauftragsmittel hin zu
selbstverwalteten studentischen Lehrveranstaltungen
werden die hier notwendigen Kleingruppen auch fi-
nanzierbar.

Wir fordern die Einrichtung von vorlesungsbe-

gleitenden Arbeitsgemeinschaften, die nicht nur das
Grundstudiumin den drei Kernfächern abdecken, son-
dern bis ins Hauptstudium reichen, bspw. Arbeitsge-

meinschaften zum Sachenrecht und Verwaltungsrecht.

Außerdem sollen eigenständig von studentischen Hilfs-
kräften geleitete Tutorien angeboten werden, die die
fachliche und die soziale Integration der Studierenden
nicht nur im 1. Semester kontinuierlich fördern.

Die studentischen Hilfskräfte werden in einem
transparenten Verfahren ausgewählt und müssen sozial

und finanziell durch Tarifvertrag (Mindestbeschäfti-
gungszeit zwei Semester) abgesichert sein. .

2. Um die Qualität der Lehre zu verbessern, ist

eine Rückkopplung des/der DozentIn an die Teilneh-

merInnen einer Veranstaltung zu gewährleisten. Hier-

bei leisten Umfragen einen wichtigen Beitrag, weil sie
eine konkrete Datenbasis liefern undweiterführende
Diskussionen in Gang bringen können. Darüber hin-

aus sind qualitative Erhebungen (Beschwerdekästen,
Vorlesungsrezensionen) ein Mittel, über die didakti-

sche und inhaltliche Qualität einer Lehrveranstaltung

Auskunftzu geben.
Ziel istes, die DozentInnen für Fragen der Lehre

zu sensibilisieren und zurWeiterentwicklung ihrer di-

daktischen Fähigkeiten anzuregen. Damit dies ernstge-

nommen wird, müssen die Erfolge eine/r Dozentln auf

diesem Gebiet maßgeblich in Berufungsverfahren be-

rücksichtigt werden. Über das Engagement in ‚der

Lehre sollen deshalb Nachweise im Rahmen eines

Portfolio-Modells geführt werden. Dabei obliegt es

dem/der einzelnen DozentIn, solche Belege zu sam-

meln, die über sein/ihr Verhältnis zur Lehre positive

Auskunft geben (z.B. Evaluationsergebnisse, Berichte

über integrierte Projekte, Bescheinigungenüber didak-

tische Weiterbildung). Diese Unterlagen sollten regu-

lärer Bestandteil der Bewerbungsunterlagensein.

3. Die „Normenflut“ und die immer feinere Aus-

differenzierung einzelner Rechtsgebiete durch Litera-

tur und Rechtsprechung führen zu einer immer Un-

übersehbareren Stoffülle. Mit dem oben skizzierten

Anspruch kann ein sinnvolles Studium nur unterder

Maxime des exemplarischen Lernens verwirklicht

werden. Exemplarisches Lernen macht aber nur dann

Sinn, wenn auf der Grundlage methodischer Kenntnis-

se so aufgebaut werden kann, daß das materielle Wis-

sen auch wirklich „exemplarisch“ verwertet werden

kann. Die Juraausbildung muß daher wieder verstärkt

als wissenschaftliche Ausbildung verstanden werden.

Hierzu ist erforderlich, daß sichwissenschaftliche Me-

thodik nicht nur im unreflektierten Trainieren des

Subsumtionssyllogismus erschöpft, sondernLehrver-

anstaltungen zu vertiefter Methodenlehre undWissen-

schaftstheorie in den Mittelpunkt gestellt werden.

4. Praktische Ausbildungszeiten sind an die Uni-
versität rückzukoppeln, um die individuellen prakti-

schen Erfahrungen auszutauschen, zu reflektieren und

mit den theoretischen Studieninhaltenzu verknüpfen.

5. Im Hinblick auf die Umsetzung bzw. weitere

Anwendung des Instrumentariums der DRiG-Novelle

fordern wir:
2) Yon der Regelung des & 5d II DRIG sollte von den

LandesgesetzgeberInnen verstärkt Gebrauch gemacht

werden. Die Abschichtung von schriftlichen Prüfungs-

leistungen kann dazu beitragen, das oben geschilderte

Auseinanderklaffen von Studium und Prüfung abzu-

bauen. Bei der konkreten Umsetzung des Abschich-

tungsmodellsist darauf zu achten, daß negativesoziale

Auswirkungen vermieden werden. EineBeschränkung

der Abschichtung mit der Obergrenze des achten Se-

mesters ist daher abzulehnen.

b) Wie bei anderen Studiengängen auch sollte das
Nichtbestehen des Examens keine Auswirkungen auf
die weitere Studienberechtigunghaben, d.h. wir wen-
den uns gegen eine Begrenzung der Examensversuche.
Der sog. „Freischuß“ geht zwar in die richtige Rich-
tung, weil er eine gewisse psychische Erleichterung
im Hinblick auf die üblicherweise bei zweimaligem
Scheitern drohende Zwangsexmatrikulationbietet.Wir
halten ihn aber nicht nur im Umfang für halbherzig,
sondern kritisieren auch die schädlichen Nebenwirkun-
gen, die durch die Beschränkung der Freiversuchsre-
gelungen auf das achte Semester bedingt sind. Den
Studierenden wird dadurch auf Kosten der Wissen-
schaftlichkeit des Studiums das Kriterium der Schnel-
ligkeit als Wert an sich aufgedrängt. Zu einem schnel-
len Studium gehört außerdem eine optimale finanzielle
Ausstattung, die wiederum sozial schwache Studieren-
de nicht haben. Wer zur Finanzierung seines Studiums
arbeiten muß. ist durch die Freischußregelung eindeu-
tig gegenüber denen benachteiligt, die von ihren EI-
tern ausreichend unterstützt werden können.

Wenn jedoch der „Freischuß“ Bestandteil des Ju-
rastudiums bleiben sollte, so ist wenigstens eine ange-
messene Förderung der Studierenden durch BaFöG
und Kindergeld zwischen den Prüfungen zu gewährlei-
sten..

6. Die Art und Weise der Prüfungsform (Hausar-
beits-, Klausurenexamen, Ersetzung von Klausuren
durch Referate etc.) sollvon den Studierenden frei ge-
wählt werden können. Über die Abschichtung hinaus
sollten bestimmteStudienleistungen(Projekte, Semina-
re) ihre Berücksichtigung in der Examensnote finden.

7. Die juristische Ausbildung ist durch gleichbe-
rechtigte institutionelle Beteiligung der Studierenden
bei Berufungen und bei der Erarbeitung von Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnungenzu demokratisieren.

8. Die Frauenförderung ist im Wissenschaftsbe-
trieb — ganz besonders in der Männerdomäne Rechts-
wissenschaften — gegenüber anderen Bereichen des
Öffentlichen Dienstes unterentwickelt. Die Umgehung
von bestehenden Maßnahmen wie z.B. Frauenförder-
plänen durch professorendominierte Gremien stellt
keinen Einzelfall dar. Wir fordern Universitäten und
Wissenschaftsministerien auf, hier geeignete Maßnah-
men (Quoten, Ausweitung der Kompetenzen der Frau-
enbeauftragten etc.) zu ergreifen und bestehende Maß-
nahmen zu effektivieren.

II. Reform des Referendariats

1. Das Referendariat soll wie bisher auf der Basis
einer Zweiteilung in Gruppen- und Einzelausbildung
organisiert sein. Weiter wird an dem Stationsmodell
festgehalten, d.h. es werden in zeitlicher Reihenfolge
die verschiedenen Bereiche juristischer Praxis durch-
laufen (Zivilgericht, Strafgericht, AnwältInnenschaft,
Verwaltung und selbstgewählter Bereich).

Kernpunkt der Forderung ist die Verstärkung von
Mitwirkungsmöglichkeiten der ReferendarInnen im
Rahmen der Einzelausbildung. Zielsetzung ist dabei
den ReferendarInnen an ihren Dienststellen dieGele-
genheit zu einer verantwortlichen und selbständigen
Teilnahme an der juristischen Entscheidungsarbeit zu
geben.

Hierzu fordern wir eine besser koordinierte Vor-
bereitung und Schulung der benannten AusbilderInnen
(an dieser Vorbereitung sollten VertreterInnen der Re-
ferendarInnen teilnehmen). Den AusbilderInnen wird
die Bereitschaft zur freiwilligen Übernahme einer sol-
chen Ausbildungsfunktion honoriert (Zulage, Befrei-
ung von Pflichttätigkeiten).

Um den Anreiz füreine intensive Betreuung sei-
tens der AusbilderInnen zu geben, findet eine Beurtei-
lung der AusbilderInnen im Anschluß an den Ausbil-
dungsabschnitt statt (Evaluation, Bonus-Malus-Sy-
stem). Die so gewonnenen Ergebnisse finden bei der
weiteren Berufung von AusbilderInnen wie auch in ih-
rer dienstrechtlichen Beurteilung Eingang.

Über die von den ReferendarInnen selbständig
ausgeführten Tätigkeiten (z.B. Durchführungeiner Be-
weisaufnahme, Verhandlungsleitungu.a.), wie sie von
den Ausbildungsplänen vorgesehen sind, wird ein
Ausbildungsberichtals Nachweis geführt.

Schtießlich stehen den ReferendarInnen Mitbe-
stimmungsrechte bei der Auswahl von Ort und Person
der Ausbildung zu. Um diese Entscheidung treffen zu
können, wird ihnen ein Recht auf entsprechende Infor-

mationen gewährleistet. Eine Benotung findet nicht
statt.

Das Konzept der Einzel- und Gruppenausbildung
soll um das Modell der „Ausbildungswerkstatt“ erwei-
tert werden. Hierbei wird der Lernstoff systematisch
anhand von fingierten Akten in der Lerngruppe (Ar-
beitsgemeinschaft) durchgearbeitet. Das Rollenspiel
eröffnet die Möglichkeit, einen Rechtsstreit aus den
verschiedenen Perspektiven zu erleben und stellt einen
Ansatz zu Formen interaktiven Lernens dar.

Perspektivisch fordern wir eine Diskussion über
die Funktion der ReferendarInnen innerhalb des
Dienststellenbetriebs. In dieser Diskussion wäre auch
auf den Vorteil einzugehen, der sich für den Praxisbe-
trieb ergibt, wenn UniversitätsabsolventInnen— mit
den neuesten theoretischen Ansätzen vertraut — bei
den Dienststellen in weiterem Umfang verantwortlich
mitwirken können. Hierbei ist das Augenmerk auf ei-
ne Institutionalisierung der ReferendarInnen als eigen-
ständige TeilnehmerInnen am juristischen Entschei-
dungsprozeß zu richten. In diesem Zusammenhang
wäre auch über eine Neuverteilung von Aufgaben und
Organisationen nachzudenken, deren Ziel darin be-
stünde, verstärkt horizontale und demokratische Struk-
turen im Entscheidungsprozeßzu etablieren.

2. Wir fordern, daß die Prüfungen im unmittelba-
ren Anschluß an die jeweilige Ausbildungsstation ab-
gehalten werden.

‚3. Die ReferendarInnen erhalten bundesweit Mit-
bestimmungsrechtenach dem Vorbild der Personalver-
tretungsgeseize. In Fragen der Ausbildung und Prü-
fung nehmen diese VertreterInnen gegenüber den Ju-
stizministerien bzw. -senaten Beteiligungsrechte wahr.

Bei der Zuweisung der ReferendarInnenstellen
wird auf das Kriterium der örtlichen Gebundenheit

wir ab. Härtefällen kann Rechnung getragen werden.

IV. Ausblick

Die Zeiten für eine große Reform in unserem
Sinne sind nicht gut. Dennoch erscheint es uns wich-
tig, die Vorstellung einer „anderen“ Juraausbildung
lebendig zu halten. Vor allem geht es jetzt aber dar-
um, die vorhandenen Spielräume innerhalb und außer-
halb der juristischen Fachbereiche zu nutzen. ”_

1. Vor allem die juristischen Fachbereiche — und
hier in besonderem Maße die studentischen Vertreter
der Fachbereichsgremien— sind momentan gefordert,
einerseits dem Modernisierungsdruck von Bund und
Ländern zu widerstehen und andererseits entstehende
Freiräume (z.B. durch die Umsetzung der DRiG-No-
velle) verantwortungsvollzu nutzen, um wirkliche Re-
formvorhaben zumindest auf örtlicher Ebene umzuset-
zen.

Gerade in der Deregulierung des Grundstudiums
durch die DRiG-Novelle bestehen hier Chancen, mit
Änderungender StudienordnungAkzente zu setzen.

2. In Zusammenarbeit mit kritischen Anwältlnnen
und anderen JuristInnen vor Ort könnten „alternative
Gruppenpraktika“ eingeführt werden, die gezielt ver-
suchen, einige Lücken der universitären Ausbildung
zumindest ansatzweise zu füllen (Psychologie, Rheto-
rik, Rollenspiele, gesellschaftliche Erkundungen).

3. In Zusammenarbeit mit ProfessorInnen und
dem akademischen Mittelbau könrien neue Lehrformen
entwickelt werden. Die Bandbreite reicht hier von au-
tonomen, d.h. selbstorganisierten Lehrveranstaltungen
über betreute Projekte bis hin zu „Seminarbörsen“,
bei denen das Lehrpersonal bestimmte Lehrveranstal-
tungen zu von den TeilnehmerInnen ausgewählten
Themen anbietet, sobald sich eine ausreichende Zahl
von InteressentInnen zusammengefundenhat.

4. Schließlich ist jedeR einzelne selbst dafür ver-
antwortlich, nicht als Schmalspur-JuristIn zu enden.
Mit den immer noch bestehenden (und z.B. durch die
Abschaffung der Zwischenprüfung sogar noch erwei-
terten) Freiheiten des juristischen Studiums, ist es
nach wie vor möglich, das Studium eigenverantwort-
lich breit anzulegen.

In dieser Freiheit liegt eine Stärke des Universi-
tätsstudiums, und indem wir diese Freiheit verantwor-
tungsvoll nutzen, tragen wir dazu bei, daß diese Stär-
ke auch als solche erkannt wird und das Universitäts-
studium nicht weiter demontiert wird.
(beschlossen auf dem Bundestreffen des Bundesarbeitskrei-
ses kritischer Juragruppen [BAKJ], Berlin 28.-30.1.1994) 
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as Hochschulurteil des Bundesver-
Jfassungsgerichts (BVerfG) ist in-
zwischen mehr als 20 Jahre alt.

Dennoch ist es von unverminderter Aktua-
lität, weil seine rigiden Vorgaben die De-
mokratisierungspielräume auch heutiger
Parlamente einengen. Natürlich lehnen
wir das Urteil politisch nach wie vor ab.
Als Service für Asten und hochschulpoli-
tisch Interessierte stellen wir imfolgenden
dennoch seine Grundzüge vor.

Eine Weiterentwicklung dieser Recht-
sprechung setzt voraus, daß der Bundes-
tag (z.B. durch eine Demokratisierung des
Hochschulrahmengesetzes) die vom
BVerfG gezogenen Grenzen überschrei-
tet. Hiergegen würden sicher diverse Ver-
Jassungsklagen erhoben werden, was es
dem BVerfG erlauben würde, ein neues
(evil. fortschrittlicheres) Hochschulurteil
zu erlassen. Es liegt aufder Hand, daß so-
wohl Bundestag als auch Verfassungsge-
richt nur bei lang anhaltenden und massi-
ven politischen Aktivitäten von studenti-
scher Seite zu derartigen Schritten bereit
sein werden.
Die Vorgeschichte: 1971 regelte das Land
Niedersachsen die Gremienzusammenset-
zung seiner wissenschaftlichen Hoch-
schulen neu in einem Vorschaltgesetz zu
einem geplanten Gesamthochschulgesetz.
Mit diesem Gesetz sollte die bisherige Or-
dinarienuniversität durch eine demokrati-
schere Hochschulform ersetzt werden.

Im Senat und im Fachbereichsrat, den
zentralen Unigremien, sollten die Profes-
sorInnen über dieselbe Stimmenzahl ver-
fügen wie Wissenschaftliche Mitarbeiter-
Innen (WiMis) und Studierende zusam-
men, wobei noch eine kleinere Anzahl von
Sonstigen MitarbeiterInnen (SoMis) dazu
kam. In anderen Gremien (z.B. Konzil
und Studienreformkommissionen) war
die Besetzung noch günstiger für die Stu-
dierenden.

Gegen das Vorschaltgesetz richtete sich
dann eine Verfassungsbeschwerde von
niedersächsischen ProfessorInnen, die
sich aufgrund ihrer nach dem neuen Ge-
setz schwächeren Stellung an den Unis in
ihrer Wissenschaftsfreiheit beeinträchtigt
sahen.
Das Urteil: Aus den Worten „...Wissen-
schaft, Forschung und Lehre sind frei“
(Art. 511 S. 1 GG) leitete die Mehrheit
des BVerfG in einem umfassenden Urteil
die Grenzen der Gestaltungsfreiheit des
Gesetzgebers ab. Ausgangspunkt des Ge-
richts ist eine zweifache Deutung der Wis-
senschaftsfreiheit:

Sie wird zum einen als individuelles Ab-
wehrrecht gegen Eingriffe des Staates —
also als Grundrecht im klassischen Sinn —
gesehen, das jedem zusteht, der wissen-
schaftlich tätig ist oder werden will.

Zum anderen wird Art. 5 II GG aber

auch als Teil einer objektiven Werteord-
nung des Grundgesetzes gedeutet. Auf-
grund dieser Auslegung sieht das Gericht
eine Pflicht des Staates, die Wissen-
schaftsfreiheit durch Bereitstellung von fi-
nanziellen, personellen und organisatori-
schen Mitteln zu fördern (S. 1177*).

So gesehen ist die Freiheit des Gesetz-
gebers, die Selbstverwaltung der Hoch-
schulen zu regeln, dadurch eingeschränkt,

daß ein effektiver Grundrechtsschutz ad-
äquate organisationsrechtliche Vorkeh-

rungenerfordert (S. 1178).
Zwar kann jede der an der Hochschule

vorhandenen Gruppen — also Lehrende,
wissenschaftliche und nichtwissenschaft-
liche MitarbeiterInnen, Studierende —
grundsätzlich an der Selbstverwaltung
und in den hierfür eingerichteten Gremien
beteiligt werden; damit wird ausdrücklich

— entgegen den Verfassungsbeschwerden
— die Verfassungskonformität der Grup-
penuniversität bestätigt (S. 1176). Das
konkrete Ob und Wie dieser Beteiligung
wird jedoch davon abhängig gemacht, wie
sehr die Wissenschaftsfreiheit durch die
zur Entscheidung stehenden Fragen tan-
giert ist.

Dabei gehen die Richter von einer her-
ausgehobenen Stellung der Hochschulleh-
renden aus, da sie „kraft ihres Amtes und

Auftrages erhöhte Verantwortung“ trügen
und aufgrund ihrer längeren Zugehörig-
keit zur Universität stärker betroffen seien
als andere Angehörige. Nach ihrem Sta-
tus, ihrer Funktion und Qualifikation sei-
en sie mit der Sache der Wissenschaft be-
sonders eng verbunden (S. 1180).

Daraus wird die Schlußfolgerung gezo-
gen, daß der Gesetzgeber die Professorin-
nen und Professoren bei der Verteilung

der Stimmgewichte in den Gremien be-

sonders berücksichtigen müsse:
@ In allen Gremien, bei denen Entschei-
dungen getroffen werden, die unmittelbar
die Lehre betreffen, müssen die Hoch-
schullehrenden „maßgebenden“ Einfluß
haben (S. 1176). Das bedeutet, daß ihnen
(mindestens) 50% der Stimmen in diesen
Gremien zustehen müssen und daß sie bei
einem Stimmenpatt denAusschlag geben
müssen (S. 1184).
@ Fallen Enscheidungen an, bei denen
Fragen der Forschung und der Berufun-
gen unmittelbar berührt werden, soll der
Einfluß der ProfessorInnen sogar „aus-
schlaggebend“ sein.

Hier fordert das Urteil damit mehr als
50% der Stimmen.
® Eine Mehrheit auch innerhalb der
Gruppe der Hochschultehrenden wird
aber lediglich für Entscheidungen von Be-
rufungskommissionen gefordert (a.a.0.).
® In den übrigen Sachfragen bleibt nach
dem Urteil die Möglichkeit, mit Hilfe ei-
niger „abweichender Meinungen“ unter

den ProfessorInnen deren Mehrheit zu
überstimmen.
@ Eine „undifferenzierte Beteiligung“
der sonstigen MitarbeiterInnen soll bei
Fragen der Lehre und der Forschung aus-
geschlossen sein (S. 1176).
Das _Minderheitsvotum: Die Richterin
Rupp-v.Brünneck und der Richter Simon
(S. 1185ff.) sahen in der Mehrheitsent-
scheidung eine Überschreitung des Auf-
gabenbereichs des Gerichts und die Er-
richtung eines „ständischen Gruppenpri-
vilegs und Herrschaftsrechts“ (S. 1185).

In der Ausgestaltung der universitären
Selbstverwaltung spielten neben der Wis-
senschaftsfreiheit auch andere Wertent-
scheidungen wie das Sozialstaatsprinzip
und die Berufsfreiheit eine Rolle (S.
1186). Bei der Gewichtung dieser ver-
schiedenen betroffenen Interessen stehe
dem Gesetzgeber aber ein Freiraum zu,
der nur bei einer unmittelbaren Betroffen-
heit eines Grundrechtsträgers und nur bei
einer Überschreitung äußerster Grenzen
durch das BVerfG eingeschränkt werden
dürfe (S. 1187).

Solche Eingriffe in das hier geltend ge-
machte Wissenschaftsgrundrecht könnten
aber nicht durch eine Gremienzusammen-
setzung an sich, sondern nur durch kon-
krete Beschlüsse der Organe vorliegen ($.
1187). Eine derartige Gefahr konnte je-
doch nach Ansicht des Mindervotums von
den AntragstellerInnen nicht nachgewie-
sen werden ($. 1188f.).

Demgegenüber sichere das VorschaltG
den einzelnen Hochschullehrenden eine
weitgehende Freiheitsverwirklichung (S.
1187), indem es sie individualrechtlich
mit einer Fülle besonderer Rechte ausstat-
tet (über ihr zahlenmäßiges Gewicht hin-
ausgehender Einfluß in den Gremien,
dienstrechtliche Vorteile, Mindervoten
bei Berufungenetc.).

Deshalb sah das Sondervotum keine
Verletzung des Grundgesetzes durch die
Regelungen des VorschaltG.

RalfUllrich, Freiburg
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graswurzel
revolution

Seit über 20 Jahren und ieden Monat neu
Die Graswurzelrevolution (GWRI):

anarchistisch, gewaltfrei, antisexistisch

sche und gewalifreie Interventionen in Bosnien / Volker
Rühe ist beleidigt / Antirassistische Telefone / Kurt Waf-
ner erzählt von Querdenkern unterm Stahlhelm / Ver:
gessene Kriege im Kaukasus / Mexiko: Rebellion im
"Land des Frühlings” / Kampagne * Stoppt Nazi-Zei-
tungen” / Anarchismus und die Gewaltfrage / Sexuelle
Gewalt gegen Jungen / Die Anti- AKW- Bewegung ist
wieder da:schlanker, fröhlicher und mit Mut zum Er-
folg / Antifaschismus und die Rechte der Tiere: Wie ei-
ne Gesellschaft mit den Tieren umgeht, offenbart viel
über ihr wahres Gesicht / u.v.a.m.

Schnupperabo (4 Ausgaben) gibt es
gegen Einsendung eines 10 DM- Scheines an
GWR, Kirchstr. 14, 29462 Wustrow

Jahresabo (4 Ausgaben) 20,-DM
16,-DM für Erwerbslose / ZDLer

Denk-Stein Verlag * Yo Uwe Erdmann
Alt-Moabit 55c * D-10555 Berlin

Für eine gewaltfreie und
herrschaftslose Gesellschaft 

Daß du dich wehren
mußt, wenn du nicht _

untergehen willst, das Die Soldaten der Bundeswehr
wirst du doch einsehen. trainieren hartfür ihren Auftrag.

 

 

Unsere türkischen & kurdi-
schen Freunde, unsere kur-

dische Freundin sind im
Knast. Ihnen wird vorgewor-

 

LEBE ET CHESTSWEREIS
sten getötet. Wir wissen auge
sie haben sich gegen die
Kälte & gegen die gewelh■rt,
die ihnen das Recht abspre
chen wollen, in diesem Land
zu leben.

Wir brauchen Geld für
ihre Unterstützung.

Spendet an: R. Stüker
Stichwort: "Antifa"

Kto-Nr: 240 297 679
Sparkasse Berlin

BLZ: 100 500 00

Infos: Freundinnen und
Unterstützerinnen,

c/o Kreuzbüro, Großbeer-

enstr. 89, 10963 Berlin Aber die Soldaten der Bundeswehr geben nicht
klein bei. Unser Auftrag ist uns Ehre und Ver-
pflichtung. Auch wenn wir ihn noch nicht ken-
nen — Deutschland und die Welt warten auf uns.
Geld spielt dabei keine Rolle. Und auch nicht
das Grundgesetz.

Wir werden noch ernst machen. Versprochen.

Wirs■nd da.
uwLe
safe:

cs  


